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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 16.—— 


(Nr. 8129.) Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes vom 1. Mai 1851., betreffend die Ein- 
führung einer Klafjen- und klaſſiſtzirten Einkommenſteuer. Vom 25. Mai 
1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 4 

Artikel J. 


In dem Geſetze, betreffend die Einführung einer Klaſſen⸗ und klaſſifizirten 
Einkommenſteuer, vom 1. Mai 1851. (Geſetz⸗Samml. S. 193.) werden die HF. 5. 
6. 7. 9. 10. 13. 14. 20. 24. aufgehoben und durch nachfolgende Para⸗ 


erſetzt. 
graphen erſetz 8 5. 


Der Klaſſenſteuer ſind unterworfen 1 Einwohner in nicht mahl⸗ 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Orten, deren jährliches Einkommen den Betrag von 
1000 Thalern nicht überſteigt. f 


Befreit von der Klaſſenſteuer find: a 


a) alle diejenigen Perſonen, deren Jahreseinkommen (F. 7. Abſatz 5.) den 
Betrag von 140 Thalern nicht erreicht / 


b) Perſonen vor vollendetem 16. Jahre, ſoweit ſie zu der erſten Stufe 
($. 7.) gehören; 

e) alle zur Friedensſtärke des Heeres und der Marine gehörigen Perſonen 
des Unteroffizier- und Gemeinenſtandes nebſt den in ihrer Haushaltung 
lebenden Mitgliedern ihrer Familie, ſofern ſie ſelbſt oder dieſe ihre An⸗ 
gehörigen nicht aus dem Betriebe eines Gewerbes, oder der Landwirth⸗ 
ſchaft oder aus Grund⸗ oder Kapitalvermögen ein Einkommen von min⸗ 
deſtens 140 Thalern haben; 1 


d) die Unteroffiziere und Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes und 105 
Familien, ſowie alle in Kriegszeiten zum Heeresdienſt aufgebotenen oder 
Jahrgang 1873. (Nr. 8129.) 32 frei» 


Ausgegeben zu Berlin den 4. Juni 1873. 
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freiwillig eingetretenen Perſonen des Unteroffizier- und Gemeinenſtandes 
und deren Familien in den Monaten, in welchen ſie ſich im aktiven 
Dienſte befinden N 

e) alle Offiziere des Heeres und der Marine, Aerzte und Beamte der Mi- 
litair⸗ und Marineverwaltung für die Zeit, während welcher ſie mobil 
gemacht find oder zur immobilen Fuß-Artillerie, zu Erſatzabtheilungen 
mobiler Truppen oder zu Beſatzungen im Kriegszuſtande befindlicher 
Feſtungen gehören; 5 

) Ausländer, welche ſich noch nicht ein volles Jahr an demſelben Orte 
des Inlandes aufgehalten haben, mit Ausnahme derjenigen, welche des 
Erwerbs wegen ihren Aufenthalt im Inlande nehmen; 

g) die Inhaber des eiſernen Kreuzes, einſchließlich derjenigen, welche dieſer 
Auszeichnung auf Grund der Urkunde vom 19. Juli 1870. (Geſetz-Samml. 
S. 437.) theilhaftig geworden find, ſowie die Inhaber des Militair⸗ 
Ehrenzeichens erſter und zweiter Klaſſe und die zu dem Hausſtande der 
Inhaber dieſer Auszeichnungen gehörigen Familienglieder, ſoweit ſie zu 
den erſten beiden Stufen ($. 7.) gehören; 

h) diejenigen, welche, auch ohne beſondere Auszeichnung erlangt zu haben, 
in dem vaterländiſchen oder als 3 eines damals noch nicht 
zum Preußiſchen Staate gehörenden Landestheils in einem verbündeten 
oder anderen Heere an einem der Feldzüge von 1806. bis 1815. Theil 
gemeinen haben, für ihre Perſon und ihre Angehörigen, ſoweit fie zu 
en beiden erſten Stufen (§. 7.) gehören. 


s $. 6. 

Der Jahresbetrag der aus der Veranlagung der Klaſſenſteuer mit Aus. 
ſchluß der Zugänge zu erzielenden Solleinnahme wird auf 11,000,000 Thaler 
feſtgeſtellt. Eine Abänderung dieſes Normalbetrages kann nur durch Geſetz 
angeordnet werden. 

Die Veranlagung erfolgt nach Maßgabe der im F. 7. feſtgeſtellten 
Stufenſätze. f 

Wird der Normalbetrag durch den aus der Veranlagung der Klaſſenſteuer 
ſich ergebenden e der Solleinnahme überſtiegen oder nicht erreicht, 
ſo findet eine Herabſetzung beziehungsweiſe Erhöhung der letzteren bis auf den 
Normalbetrag ſtatt. . 

Der Finanzminiſter veröffentlicht in dieſem Falle durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung alljährlich bis zum 1. März das Ergebniß der Veranlagung und macht zu⸗ 
—. bekannt, wie viel Silbergroſchen auf jeden Thaler der veranlagten Jahres- 
euer weniger oder mehr zu entrichten ſind, um den Normalbetrag zu erhalten. 
Dabei bleiben Beträge von ſechs eee und darunter außer Betracht, an 
Stelle höherer Pfennigsbeträge tritt ein Silbergroſchen. 

Der durch die Abrundung der Pfennige oder durch die Reklamationen 
und Rekurſe entſtehende Ueberſchuß oder Ausfall gegen den Normalbetrag wird 
unter Abrundung auf Silbergroſchen nach Maßgabe . in Alinea 4. enthaltenen 
Beſtimmung im nächſtfolgenden Jahre ausgeglichen. 

Auf 


I: 
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Auf Zugänge im Laufe des Veranlagungsjahres find die berichtigten 

Steuerſätze zur Anwendung zu bringen. 
Ss 7. 

Die Klaſſenſteuer wird in zwölf Stufen erhoben. 

Die Veranlagung zu dieſen Stufen erfolgt nach Maßgabe der Schätzung 
des jährlichen Einkommens. Es iſt jedoch geſtattet, beſondere, die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit bedingende wirthſchaftliche Verhältniſſe der einzelnen Steuerpflichtigen 
(eine große Zahl von Kindern, die Verpflichtung zur Unterhaltung armer An⸗ 
gehöriger, andauernde Krankheit, ferner, inſoweit die Leiſtungsfähigkeit dadurch 
weſentlich beeinträchtigt wird, Verſchuldung und außergewöhnliche Unglücksfälle) 
zu berückſichtigen. 

Sofern der Einzuſchätzende der erſten Stufe angehören würde, kann ſeine 
vollſtändige Sreilafjung erfolgen. N 

Der Steuerſatz beträgt für die Haushaltung, wie für den Einzelſteuernden 
($. 8.) jährlich: 


bei einem Jahreseinkommen 


— 


8 Thlr. Thlr. Thlr. 
in er 1 Stufe von 140 bis einſchließlich 220 .. 1 
„ „mehr als 220 - . 300 2 
aan, , . 300 „ . 350 .. 4 
R . TIER . 400 .. 5 
TAT . . 400 » . 450 .. 6 
a 654 7 . . 450 „ . 500 .. 8 
eng ung - „ 500. . 550 . 10 
a . . . 550 +» „ 600 .. 12 
n e . „ 600 5 700... 14 
10. . . 70 * „ 800... 16 
11. . 800 » . 900 . . 20 
12. . . 900 - . 1000 .. 24 


Bei Bemeſſung der Höhe des jährlichen Einkommens find die in den SS. 28. 
29. und 30. dieſes Geſetzes vorgeſchriebenen Grundſätze zu berückſichtigen. 


$. 9a. 


Zu den nach dem Klaſſenſteuerfuße aufzubringenden Laſten der kommu⸗ 
nalen und anderen öffentlichen Verbände können in Ermangelung ſonſtiger Be⸗ 
freiungsgründe auch diejenigen Perſonen herangezogen werden, 1 — jährliches 
Einkommen weniger als 140 Thaler beträgt und welche nicht im Wege der 


öffentlichen Armenpflege eine fortlaufende Unterſtützung erhalten. Die Veran⸗ 


lagung dieſer Steuerpflichtigen erfolgt nach einem für Haushaltungen wie für 
Online geltenden Angiıten Klaſſenſteuerſaze von einem 9 5 Thller 
jährlich. f 

$. Ib. 


Soweit nach den beftehenden Beſtimmungen in Stadt: und Landgemeinden 
das Bürgerrecht, beziehentlich das Stimm- und Wahlrecht in Gemeinde-Ange- 
Gr. 8129.) 32* legen⸗ 
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legenheiten an die Bedingung eines jährlichen Klaſſenſteuer⸗Betrages von 3 reſp. 
4 Thalern geknüpft iſt, tritt bis zur anderweitigen geſetzlichen Regelung des Ge⸗ 
meinde⸗Wahlrechts an die Stelle der genannten Sätze der Stufenſatz von 2 Tha- 
lern Klaſſenſteuer. f 8 

Ortsſtatuten, welche das Wahlrecht an einen höheren Klaſſenſteuerſatz als 
den Betrag von 4 Thalern knüpfen, verlieren mit dem 1. Januar 1874. ihre 
Gültigkeit. Wo ſolche Ortsſtatuten nach beſtehenden Kommunal⸗Ordnungen zu⸗ 
läſſig ſind, kann das Wahlrecht durch neue Ortsſtatuten von der Veranlagung 
zur 2. bis 8. Steuerſtufe abhängig gemacht werden. 

In den bisher mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten der öſtlichen Pro⸗ 
vinzen können die in F. 5. unter Nr. 4. Littr. d. der Städte⸗Ordnung vom 
30. Mai 1853. bezeichneten Einkommensbeträge, unabhängig von dem Fortbeſtande 
der Mahl⸗ und Schlachtſteuer, durch Kommunalbeſchluß als Bedingung des 
Bürgerrechts beibehalten werden. 


b. 10. 


a) Die Einſchätzung in die im F. 7. bezeichneten Stufen geſchieht von einer 
Kommiſſion, welche aus dem Gemeindevorſtande als Vorſitzenden und 
Mitgliedern, die von der Gemeindeverſammlung, beziehungsweiſe Ge⸗ 
meindevertretung gewählt ſind, beſteht. Bei der Wahl iſt darauf zu 
achten, daß die verſchiedenen Klaſſen der Steuerpflichtigen möglichſt gleich- 
mäßig in der Kommiſſion vertreten werden. 

In großen Städten können mehrere Einſchätzungskommiſſionen 

ebildet werden und kann der Gemeindevorſtand den Vorſitz in dieſen 
Kommiſſonen einem der von der Gemeindevertretung gewählten Kom⸗ 
miſſionsmitglieder übertragen. ; 

Der Gemeindevorſtand hat über die Befit., Vermögens-, Erwerbs⸗ 
und fonftigen Einkommensverhältniſſe der Steuerpflichtigen, ſowie über 
etwaige beſondere, ihre Steuerfähigkeit bedingende wirthſchaftliche Ver⸗ 
hältniſſe, ſoweit dies ohne tieferes Eindringen geſchehen kann, möglichſt 
vollſtändige Nachrichten einzuziehen; überhaupt alle Merkmale, welche 
ein Urtheil über die maßgebende Steuerſtufe näher zu begründen ver⸗ 
mögen, zu ſammeln. 

Die Einſchätzungskommiſſion unterwirft das hiernach von ihrem 
Vorſitzenden abzugebende Gutachten der Einſchätzung unter Benutzung 
aller ihr ſonſt zu Gebote ſtehenden Hülfsmittel einer genauen Prüfung. 
Dabei iſt ebenfalls jedes läſtige Eindringen in die Vermögens⸗ und 
Einkommensverhältniſſe der einzelnen Steuerpflichtigen zu vermeiden. 
Nachdem die Prüfung vollzogen iſt, hat die Kommiſſion nach den ſtatt⸗ 
gefundenen Ermittelungen oder anderweit bekannten Verhältniſſen des 
4 Steuerpflichtigen die Steuerſtufe vorzuſchlagen, in welche der⸗ 
ſelbe zu veranlagen iſt. 

Die bei dem Einſchätzungsgeſchäft betheiligten Vorſitzenden der 
Kommiffionen und ſonſtigen Beamten find kraft des von ihnen ge, 
leiſteten Amtseides zur Geheimhaltung der Vermögens und Einkommens⸗ 
verhältniſſe, welche bei dieſem Gefchäft zu ihrer Kenntniß lang ver⸗ 

pflichtet. 
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pflichtet. Die Mitglieder der Kommiſſionen haben dieſe Geheimhaltung 
dem Vorſitzenden mittelſt Handſchlages an Eidesſtatt zu geloben. 

Die Einſchätzungen unterliegen der Vorreviſion der Landräthe 
(Kreishauptmänner, beziehungsweiſe der Bürgermeiſter der einen eigenen 
Kreis bildenden Städte). Die Feſtſtellung der Steuerſtufen erfolgt 
durch die Bezirksregierung (Finanzdirektion). 

Bei dieſer Feſtſtellung der Klaſſenſteuerbeträge darf die Verſetzung 
Steuerpflichtiger in eine höhere Stufe als diejenige iſt, in welche ſie von 
den Einſchätzungskommiſſionen veranlagt ſind, ohne Weiteres nur, wenn 
es ſich hierbei um die Berichtigung eines offenbaren Schreibfehlers 
handelt, in allen übrigen Fällen dagegen nur nach vorheriger Anhörung 
der betreffenden Einſchätzungskommiſſion erfolgen. 

b) Von den Gemeindevorſtänden werden, und zwar in den keinen eigenen 
Kreis bildenden Städten unter der Leitung der Landräthe (Kreishaupt⸗ 
männer), auch die Jahresrollen und die Ab- und Zugangsliſten aufgeſtellt. 

e) Die Erhebung geſchieht durch die geordneten Steuerempfänger. 

d) Die Formen der Geſchäftsführung werden nach Verſchiedenheit der ört⸗ 
lichen Verhältniſſe durch beſondere Inſtruktion vorgezeichnet. 

Die vorſchriftsmäßige Veranlagung und Einziehung der Steuern 
haben die Bezirksregierungen beziehungsweiſe die Finanzdirektion zu leiten 
und zu überwachen. 


§. 13. 


a) 845 Bekanntmachung der Steuerrollen erfolgt mit dem Anfange jedes 

ahres. 

b) Sobald die Bekanntmachung geſchehen iſt, muß der Steuerpflichtige in 
den erſten 8 Tagen 5 — Monats feinen Beitrag voraus in. Es 
hängt von ihm ab, denſelben auch für einen längeren Zeitraum bis zum 
ganzen Jahresbetrage zu bezahlen. 

Wenn ein Steuerpflichtiger nach geſchehener Veranlagung durch 
die Gemeindekommiſſion von außergewöhnlichen Unglücksfällen betroffen, 
und dadurch in ſeinem Rahrungspultande zurückgeſetzt wird, kann die Bes 
zirksregierung (Finanzdirektion) auf Vorſchlag der Gemeindekommiſſion, 
um den Steuerpflichtigen in einem leiſtungsfähigen Zuſtande zu erhalten, 
die Steuer bis zur Hälfte des Jahresbetrages erlaſſen. 

e) Die Säumigen werden von dem Steuerempfänger aufgefordert, die 
Zahlung binnen 3 Tagen zu leiſten, nach deren fruchtloſem Ablauf mit 
der exekutiviſchen Beitreibung verfahren wird. 

d) Späteſtens fünf Tage vor dem Ablaufe jedes Monats muß die einge⸗ 
hobene Steuer nebſt der Nachweiſung der etwa unvermeidlichen Aus⸗ 
fälle und der Reſte an die ai weiteren Empfange beſtimmte Kaffe ab- 

eliefert ſein. Die Feſtſtellung beſtimmter Zahlungstage für die ver⸗ 
ſchiedenen Steuerempfänger innerhalb dieſer Friſt iſt hierdurch nicht 
ausgeſchloſſen. 

Or. 8129.) e) Der 
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e) Der Steuerempfänger iſt für diejenigen Steuern ſelbſt verantwortlich, 
bei denen er den wirklichen Ausfall oder die fruchtlos verhängte Exekution 
nicht ſofort nachweiſen kann, und muß ſolche vorſchußweiſe zur Kaſſe 
entrichten. 

$. 14. | 


a) Reklamationen gegen die Klaſſenſteuerveranlagung müſſen binnen einer 
Präkluſivfriſt von drei Monaten nach der im $. 13. zu a. vorgeſchrie⸗ 
benen Bekanntmachung der Steuerrolle, oder bei Veranlagungen im 
Laufe des Jahres, nach erfolgter Benachrichtigung des Steuerpflichtigen 
von dem Steuerbetrage, bei dem Landrath (Kreishauptmann, beziehungs- 
weiſe Bürgermeiſter der Stadtkreiſe) eingegeben werden. 

b) Die Zahlung der veranlagten Steuer darf durch die Reklamation nicht 
aufgehalten werden, muß vielmehr mit Vorbehalt der ſpäteren Erſtat⸗ 
tung des etwa zu viel Bezahlten zu den beſtimmten Terminen ($. 13. 
zu b.) erfolgen. 

e) Ueber die angebrachten Reklamationen entſcheidet, nach darüber einge- 
holtem Gutachten einer von der Kreisvertretung, in den Stadttreiſen 
von der Gemeindevertretung zu wählenden Reklamationskommiſſion, 
die Bezirksregierung (Finanzdirektion). Tritt die Bezirksregierung (Finanz⸗ 
direktion) dem Gutachten der Reklamationskommiſſion nicht bei, ſo er⸗ 
folgt die Entſcheidung durch die Bezirkskommiſſion für die klaſſifizirte 
Einkommenſteuer ($. 24.). Behufs Prüfung der von den Steuer⸗ 
pflichtigen angebrachten Reklamationen hat die Reklamationskommiſſion 
ſowie die Bezirkskommiſſion die Befugniß, eine genaue Feſtſtellung der 
Vermögens⸗ und Einkommensverhältniſſe des Reklamanten zu veran⸗ 
laſſen, dem Reklamanten beſtimmte Fragen über ſeine Vermögens⸗ und 
Einkommensverhältniſſe vorzulegen, beziehungsweiſe ihn aufzufordern, die 
in feinem Beſitze befindlichen Urkunden, Pachtkontrakte, Schuldverſchrei⸗ 
bungen, Handlungsbücher und ſo ferner zur Einſicht vorzulegen. Wenn 
binnen der zu beſtimmenden Friſt die erforderte Auskunft nicht ertheilt 
wird, oder die betreffenden Urkunden u. ſ. w. nicht vorgelegt werden, 
ſo wird — was dem Reklamanten jedesmal bei der Aufforderung zu 
eröffnen iſt — angenommen, daß er die angebrachte Reklamation zu 
begründen außer Stande ſei, und die letztere zurückgewieſen. Auch iſt 
die Reklamationskommiſſion, ſowie die Bezirkskommiſon „wenn es an 
anderen Mitteln, die Wahrheit zu ergründen, fehlt, berechtigt, den Rekla⸗ 
manten zur Erklärung an Eidesſtatt über die in Betreff ſeines Einkom⸗ 
mens von ihm ſelbſt gemachten Angaben aufzufordern. Sie hat für 
einen ſolchen Fall in einer darüber zu erlaſſenden Entſcheidung die eides⸗ 
ſtattliche Erklärung wörtlich vorzuſchreiben, auch die mindeſtens acht⸗ 
tägige Friſt zu beſtimmen, nach deren Ablauf dieſe Erklärung abzugeben 
iſt, widrigenfalls die angebrachte Reklamation als unbegründet zurüd- 
zuweiſen ſein würde. ö . 

d) Gegen die Entſcheidung, welche die Regierung (Finanzdirektion) in Ueber⸗ 
eig mit der Reklamationskommiſſion erläßt, und gegen die ie 

chei⸗ 
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ſcheidung der Bezirkskommiſſion ſteht dem Reklamanten der in einer 
Präklufivfrift von vier Wochen nach dem Empfange der erſteren bei 
dem Landrath (Kreishauptmann) einzugebende Rekurs an das Finanz⸗ 
miniſterium offen. Dieſen Rekurs iſt auch die Bezirksregierung (Finanz⸗ 
direktion) innerhalb der angegebenen Friſt gegen die Entſcheidungen der 
Bezirkskommiſſion einzulegen berechtigt. f 

e) Die Beſtimmungen des Geſetzes über die Verjährungsfriſten bei öffent- 
lichen Abgaben vom 18. Juni 1840. finden, foweit nicht das gegen⸗ 
wärtige Geſetz etwas Anderes beſtimmt, auch auf die neue Klaſſenſteuer 
Anwendung. 


| 
| 
| 


$. 20. 
Die Einkommenſteuer beträgt jährlich: 


bei einem Jahreseinkommen 


von mehr als bis einſchließlich 
| Thlr. Thlr. Thlr. 
in der 1. Stuffe 1,000 1,200... 30 
s 5 2 „„ De es ene 1,200 1,400 .. 36 
. 1,400 1,600... 42 
a en 1,600 1800 48 
C 1,800 2,000 54 
s 5 6 SEF 2,000 2,400 60 
s * 7 E 2,400 2,800 12 
een e 2,800 3,200 . 84 
nen, 3,200 3,600 .. 96 . 
VF 8,600 — 4,000 „ Os ze? 
CCC 0% 4,800 , Fe 
m. staat „oil 20, Sina 4,800 5,600 . 144 
1 or Tao, Su 5,600 6,400 . 168 
N 6,00 — 7,200. 192 - ge- ace, i. 
15 e 7,200 8,400... 216 
rn re 8,400 9,600 .. 252 
W 9,600 10,800 .. 288 
NW sit. Kur, MA 10,800 12,000 .. 324 
re e 12,000 14,000 .. 360 
EEE UT 14,000 16,000 420 
eee eee 16,000 18,000 .. 480 
, e eee 18,000 20,000 .. 540 
„„ 20,000 24,000 .. 600 
1 e eee NE. 24,000 28,000 720 
Baer 28,000 32,000 .. 840 
. s 26 he n 32,000 36,000 960 
ER TEEN 36,000 40,000 .. 1080 
F 40,000 48,000 .. 1200 
* D 29. Ale 48,000 56,000 .. 1440 


(Nr. 8129.) 
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bei einem Jahreseinkommen 
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von mehr als bis einſchließlich 
Thlr. Thlr. Thlr. 
in der 30. Stufe 56,000 68,000 .. 1680 
TFF 68,000 80,000 . . 2040 
Jr ln 80,000 100,000 .. 2400 
„%% a Er 100,000 120,000 .. 3000 
VV 120,000 140,000 .. 3600 
EN I EN PA 140,000 — 160,000 .. 4200 
F 160,000 180,000 .. 4800 
ooo RN 180,000 200,000 .. 5400 
Were EI ES ET N 200,000 220,000 .. 6000 
Ne e 220,000 240,000 .. 6600 
ven AO, RE 240,000 260,000 .. 7200 


u. ſ. f. um je 20,000 Thaler ſteigend — um je 600 Thaler fteigend. 

Bei Veranlagung der Einkommenſteuerpflichtigen zu der erſten und zweiten 
Stufe iſt es geſtattet, beſondere, die Leiſtungsfähigkeit bedingende wirthſchaftliche 
Verhältniſſe der einzelnen Steuerpflichtigen (eine große Zahl von Kindern, die 
Verpflichtung zur Unterhaltung armer Angehöriger, andauernde Krankheit, ferner, 
ſofern die Leiſtungsfähigkeit weſentlich dadurch beeinträchtigt wird, Ve chuldung 
und außergewöhnliche Unglücksfälle) dergeſtalt zu berückſichtigen, daß eine Er⸗ 
mäßigung um eine Stufe ſtattfinden kann. Sofern der Einzuſchätzende der erſten 
Stufe angehören würde, kann derſelbe auf den Satz, welcher von den Steuer⸗ 
pflichtigen in der zwölften Stufe der Klaſſenſteuer ($%. 6. und 7.) entrichtet wird, 
ermäßigt werden. 8. 24 


Für jeden wis enge „ beziehungsweiſe für die Provinz Hannover, 
arg für die Haupt und Reſidenzſtadt Berlin, wird unter dem Vorſitz eines von 
em Finanzminiſter zu ernennenden Regierungskommiſſars eine Bezirkskommiſſion 
gebildet, welche zu 3 aus Einkommenſteuerpflichtigen, zu 3 aus Klaſſenſteuer⸗ 
pflichtigen des Bezirks von der Provinzialvertretung für den Zeitraum von drei 
Jahren zu wählen iſt. . 

Die Zahl der Mitglieder dieſer Kommiſſion wird für jeden Bezirk mit Rück⸗ 
icht auf feine Größe und auf die Einkommensverhältniſſe feiner Einwohner von 
em Finanzminiſter beſtimmt. Auch bei dieſer Kommiſſion iſt darauf zu achten, 
daß die verſchiedenen Arten des Einkommens möglichſt gleichmäßig darin vertreten 
werden. In Bezug auf die Zuläſſigkeit der Ablehnung der Wahl gilt die im 
$. 21. getroffene Beſtimmung. 

Die Wahl der Bezirkskommiſſion findet zum erſten Male bei dem nächſten 
und ſodann bei dem auf den Ablauf ihrer Wahlperiode folgenden erſten Zu⸗ 
ſammentritt des betreffenden Provinzial- (Kommunal-) Landtages ſtatt. 


Artikel II. 
Dien Offizieren des Heeres und der Marine, Aerzten und Beamten der 
Militair⸗ und Marineverwaltung, welche einkommenſteuerpflichtig ſind, wird 125 
ie 
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die Zeit, während welcher ſie mobil gemacht ſind, oder zur immobilen Fuß⸗ 
Artillerie, zu Erſatz⸗Abtheilungen mobiler Truppen oder zu Beſatzungen im Kriegs⸗ 
zuſtande befindlicher Feſtungen gehören, der auf ihr Militair⸗Dienſteinkommen 
veranlagte Betrag der Einkommenſteuer, ſoweit ſie aber zur Zeit ihrer Ver⸗ 
anlagung ein Militair⸗Dienſteinkommen nicht bezogen haben, derjenige Betrag 
der Einkommenſteuer erlaſſen, welcher drei Prozent ihres Militair⸗Dienſteinkom⸗ 
mens entſpricht. 5 

Der erſtere Anſpruch ſteht unter gleichen Verhältniſſen auch den mit In⸗ 
aktivitätsgehalt entlaſſenen, den zur Dispoſition geſtellten und den mit Penſion 
verabſchiedeten Offizieren des Heeres und der Marine, Aerzten und Beamten der 
Militair⸗ und Marineverwaltung hinſichtlich des auf ihr Inaktivitätsgehalt oder 
ihre Penſion veranlagten Steuerbetrages zu. 

Inſoweit im Widerſpruch mit dieſen Beſtimmungen in den Jahren 1870. 
und 1871. Einkommenſteuerbeträge von den bezeichneten Perſonen gezahlt wor⸗ 
den ſind, wird der Finanzminiſter zur Rückgewähr dieſer Beträge ermächtigt. 


Artikel III. 


Diejenigen in dem Geſetze vom 1. Mai 1851. enthaltenen Beſtimmungen, 
welche den in den Artikeln I. und II. dieſes Geſetzes gegebenen Vorſchriften ent⸗ 
gegenfiehen, oder ſich mit denſelben nicht vereinigen laſſen, werden außer Anwen⸗ 


ung geſetzt. 
a Artikel IV. 

Der Finanzminiſter iſt ermächArtikel direkten Staatsſteuern, ſoweit die⸗ 
ſelben in monatlichen Raten z entrichten ſind, nach ſeinem Ermeſſen in dem auf 
den Monat der Fälligkeit folgenden nächſten oder zweiten Monate zugleich mit 
den für letztere fälligen Raten einziehen zu laſſen. 

Artikel V. ü 

Die Artikel I. bis III. gelangen zuerſt bei der Veranlagung der Klaffen- 
ſteuer und der Haffifizitten Einkommenſteuer für das Jahr 1874. in Anwendung. 

Der Artikel IV. tritt mit der Verkündigung dieſes Geſetzes in Kraft. 

Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen und Aus⸗ 
führungen erläßt der Finanzminiſter. f 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 

Gegeben Berlin, den 25. Mai 1873. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. Achenbach 
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(Nr. 8130.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer. Vom 
25. Mai 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 
§. 1. 


In allen mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten wird von dem 1. Ja⸗ 
Sagen an die Mahl- und Schlachtſteuer aufgehoben und die Klaſſenſteuer 
eingeführt. 

Nach Gemeindebeſchluß kann in jeder mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen 
Stadt auch der 1. Januar 1874. als Termin für dieſe Steuerumwandlung feſt⸗ 
geſetzt werden. 9 2 


Die Schlachtſteuer kann in bisher mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten 
vom 1. Januar 1875. ab als Gemeindeſteuer forterhoben werden, wenn die 
Lage des ſtädtiſchen Haushalts es erfordert, und die örtlichen Verhältniſſe dazu 

eeignet befunden werden. Die desfallſigen Gemeindebeſchlüſſe, die zur Aus⸗ 
fahrung derſelben zu erlaſſenden örtlichen Schlachtſteuer⸗Regulative und die zum 
Zwecke der Erhebung und Verwaltung der Schlachtſteuer durch ſtädtiſche Be⸗ 
hörden und Beamte zu treffenden Einrichtungen unterliegen der Genehmigung 
der Miniſter des Innern und der Finanzen. 

Die Gemeindebeſchlüſſe bedürfen von drei zu drei Jahren der Erneuerung 
dergeſtalt, daß gegen den übereinſtimmenden Beſchluß der ſtädtiſchen Vertretung 
und des Magiſtrats (in der Rheinprovinz des Bürgermeiſters) eine Forterhebung 
der Schlachtſteuer unzuläſſig iſt. 5 

Umfaßt der bei der betreffenden Stadt beſtehende engere und weitere Mahl⸗ 
und Schlachtſteuerbezirk andere Ortſchaften, oder Theile von anderen Ortſchaften, 
und wird deren Ausſchließung durch anderweite Regelung des Schlachtſteuer⸗ 
bezirks nicht zuläſſig befunden, ſo iſt ſolchen Ortſchaften nach Verhältniß ihres 
Beitrages zu dem Ertrage der Schlachtſteuer ein entſprechender Antheil des 
letzteren zu gewähren, deſſen Höhe durch Vereinbarung beſtimmt, anderen⸗ 
geen aber Aare den gedachten Miniſtern vorbehaltlich des Rechtsweges feſt⸗ 
geſtellt wird. 

Dem Landtage iſt in der nächſten Seſſion ein Verzeichniß derjenigen 
Städte vorzulegen, in denen die Schlachtſteuer als Gemeindeſteuer forterhoben 
wird. Nach dem Ablaufe von je drei Jahren ſoll das Bedürfniß des Fort⸗ 
beſtandes der Gemeinde-Schlachtiteuer aufs Neue geprüft werden. Ueber das Re⸗ 
ſultat der jedesmaligen Prüfung und die getroffene Entſcheidung iſt dem Land⸗ 
tage eine Vorlage zu machen. 

§. 3. 


Eine Erhöhung der beſtehenden Schlachtſteuerſätze mit Einſchluß des bis— 
herigen Kommunalzuſchlages kann nur durch Geſetz angeordnet werden. 5 
b r⸗ 


a 


bun nchen der bisherigen Steuerſätze, Befreiungen gewiſſer Gegen- 
ſtände von der Schlachtſteuer und andere den ſchlachtſteuerpflichtigen Verkehr 
erleichternde, oder die Zuſtändigkeit der ſtädtiſchen Behörden leidende Aende⸗ 
rungen der wegen der Schlachtſteuer beſtehenden Vorſchriften können durch die 
örtlichen Schlachtſteuer⸗Regulative eingeführt werden. f 

Im Uebrigen finden die wegen der Schlachtſteuer des Staats beſtehenden 
Vorſchriften auch auf die vom 1. Januar 1875. ab als Gemeindeſteuer zu er⸗ 
hebende Schlachtſteuer Anwendung. 

$. 4 


Auf Antrag der betreffenden Stadt wird, gegen Vergütigung des von 
dem Finanzminiſter feſtzuſetzenden Koſtenbetrages, die Erhebung und Verwaltung 
der Schlachtſteuer durch die Behörden und Beamten der Verwaltung der in- 
direkten Steuern des Staats für Rechnung der Stadt fortgeſetzt. 

Die in dieſem Falle den ſtädtiſchen Behörden zukommenden Befugniffe 
hinſichtlich der Kenntnißnahme und Einwirkung in Schlachtſteuer⸗Angelegenheiten 
werden in der bezüglichen Uebereinkunft geregelt. 


85 ü 
Der im F. 6. des Geſetzes wegen Abänderung des Geſetzes vom 1. Mai 
1851., betreffend die Einführung einer Klaſſen⸗ und klaſſiftzirten Einkommen⸗ 
ſteuer, auf 11 Millionen feftgeftellte Jahresbetrag der Solleinnahme der Klaſſen⸗ 
ſteuer wird mit Rückſicht auf die Einführung der Klaſſenſteuer in den bisher 
mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten auf 14 Millionen Thaler erhöht. 

Die gemäß Alinea 3. und 4. des §. 6. des genannten Geſetzes etwa ein⸗ 
tretenden Erhöhungen oder Ermäßigungen der Stufenſätze der Klaſſenſteuer 
(F. 7. a. a. O.) finden gleichmäßig auf ſämmtliche Steuerpflichtige Anwendung. 

Wird in einer Stadt die Mahl- und Schlachtſteuer ſchon vom 1. Januar 
1874. ab aufgehoben, jo erfolgt die Erhebung der Klaſſenſteuer in derfelben für 
das Jahr 1874. ohne Anrechnung auf den nach $. 6. des genannten Geſetzes 
feſtgeſtellten Normalbetrag und ohne Rückſicht auf die darnach etwa eintretenden 
Erhöhungen oder Ermäßigungen der Stufenſätze. 

$. 6. 

Die in Bezug auf die Klaſſenſteuer den Bezirksregierungen zukommenden 
Befugniſſe und Obliegenheiten werden für die Stadt Berlin der Direktion für 
die Verwaltung der direkten Steuern in Berlin übertragen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 25. Mai 1873. 2 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. Achenbach. 
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Re 


(Nr. 8131.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. April 1873., betreffend die Behandlung der Geſuche 
um Dispenſation von dem in den SS. 25. und 26. Tit. 1. Thl. II. des 
Allgemeinen Landrechts enthaltenen Eheverbote. 


Au: den Bericht vom 29. v. M. beſtimme Ich, daß die Dispenſation von dem 
in den $$. 25. und 26. Titel 1. Theil II. des Allgemeinen Landrechts enthaltenen 
Eheverbote bei Mir künftig in allen Fällen von dem Juſtizminiſter nachzuſuchen 
iſt, welchem überlaſſen bleibt, die nach Maßgabe der Verordnung vom 15. März 
1803. erforderliche Prüfung durch die Gerichtsbehörden herbeizuführen. 

Mein gegenwärtiger Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 16. April 1873. 
Wilhelm. 


Leonhardt. Falk. 


An den Juſtizminiſter, den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten 
und den Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath. 


(Nr. 8132.) Allerhöchſter Erlaß vom 30. April 1873., betreffend die Errichtung Königlicher 
Eiſenbahn⸗Kommiſſionen für die Verwaltungen der Oſtbahn und der 
Hannoverſchen Staatsbahn. 


Aus Ihren Bericht vom 21. April d. J. genehmige Ich, daß für die Ver⸗ 
waltung der Oſtbahn in Königsberg, Bromberg und Berlin, für die Verwaltung 
der Hannoverſchen Staatsbahn in Kaſſel, Sarbırg, Bremen und 17 
Königliche Eiſenbahn⸗Kommiſſionen nach Maßgabe der in Meinem Erlaſſe vom 
September v. J. gegebenen Beſtimmungen errichtet werden. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zu veröffentlichen. 
St. Petersburg, den 30. April 1873. g 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der ce 0 Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(. v. Decker). 


